
Wir müssen die Schulstrukturdebatte am
Kochen halten. Jetzt ist der günstigste Mo-
ment, mit der Abschaffung des gegliederten
Schulsystems zu beginnen. Personell und
sächlich gut ausgestattete Grundschulen
können zu Schulen für alle Kinder bis zur 10.
Klasse ausgebaut werden. Gesamtschulen
und Gymnasien können komplette Klassen
benachbarter Grundschulen übernehmen.
Das sind keine weltfremden Visionen. Es
gibt in Deutschland etliche gute Beispiele
dafür. In Berlin hat z.B. die Sophie-Scholl-
Schule erfolgreich den mutigen Schritt ge-
wagt, sich vom Gymnasium in eine Ge-
samtschule zu verwandeln.

Das Aussortieren von Kindern, die den
Ansprüchen ihrer Schule nicht gerecht wer-
den, muss ein Ende haben. Schule muss ei-
ne Schule ohne Notaus-
gang werden. Der Rütli-
Konflikt hat eines klar ge-
macht: Wer schweigt, be-
kommt keine Hilfe! ∏

Rose-Marie Seggelke ist Vorsitzende
der GEW Berlin.

Dass jetzt die Hauptschulen, die ihre de-
solate Unterrichtssituation öffentlich be-
klagen, zusätzliches Personal erhalten, ist
erfreulich und dringend notwendig. Aber
diese Maßnahmen sind nur ein Herumla-
borieren an Symptomen. Das gegliederte
Schulsystem wird nicht zur Disposition ge-
stellt. Die auch von der SPD vor einem Jahr
beschlossene Einführung einer gemeinsa-

men Schule für alle wird nicht auf den Weg
gebracht. Und es wird nicht dort investiert,
wo die Kinder zu künftigen Hauptschüle-
rInnen werden – in der vorschulischen Bil-
dung und in den Grundschulen. 

Dabei dürfte allen BildungspolitikerIn-
nen klar sein, dass nur ein gutes Bildungs-
angebot von Anfang an den Abstieg von
Kindern und Jugendlichen ins soziale Ab-
seits verhindern kann. Deshalb müssen vor-
dringlich Kitas und Grundschulen ausrei-
chend ausgestattet werden, um alle Kinder
individuell fördern zu können. Das Gegen-
teil ist in Berlin der Fall. So sind 119 von 370
Grundschulen mit weniger als 100 Prozent
der erforderlichen Lehrkräfte ausgestattet.
Damit ist individuelle Förderung schwer
möglich.

Berlin ist überall: Bleibt das
gegliederte Schulsystem,
bleiben auch die Probleme.
Von Rose-Marie Seggelke

achdem die Rütli-Oberschule in
Berlin-Neukölln mit ihrem Brand-
brief der LehrerInnen gegen Ge-

walt an Schulen Bewegung in die Berliner
Schulstrukturdebatte
gebracht hat, denkt
inzwischen selbst
Schulsenator Klaus
Böger (SPD) öffent-
lich über die Sinnhaf-
tigkeit des dreiglie-
drigen Schulsystems
nach. 

Er tut es wie im-
mer nur halbherzig.
Allenfalls wagt er,
sich eine Zusammen-
legung von Haupt-
und Realschulen vor-
zustellen. Das wäre
ein winzig kleiner
Schritt in die richtige
Richtung, der aller-
dings auf wenig Gegenliebe bei den meisten
Realschulen stoßen wird. Sie wollen die
SchülerInnen nicht, die sie zum Teil selbst
an die Hauptschulen durchgereicht haben.
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Der DGB präsentiert: »Workingman’s Death«. Der Film folgt Arbeitern in die illegalen
Minen der Ukraine, spürt Schwefelarbeiter in Indonesien auf, besucht nigerianische

Schlachthöfe, Werftarbeiter in Pakistan, Stahlwerker in China – fünf Bilder zur Arbeit
im 21. Jahrhundert.

»Workingman’s Death«. Ö/D 2005, R: Michael Glawogger, Kinostart: 18. Mai 2006

Mindestlohn per SMS 
Ab sofort kann die Initiative von ver.di und
NGG für einen existenzsichernden gesetzli-
chen Mindestlohn per SMS unterstützt wer-
den! Einfach eine SMS mit dem Stichwort
»Mindestlohn«, Vorname, Nachname, Wohn-
ort an 7 26 26 schicken (»normale« SMS-Ge-
bühr). Die Namen der UnterstützerInnen wer-
den auf der Website www.mindestlohn.de
veröffentlicht. ∏
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Gegen Nazis
1. Mai n Über eine halbe Million Menschen
nahmen am 1. Mai 2006 an den Demonstra-
tionen des DGB teil. Thema der Veranstal-
tungen: Prekäre Lebensverhältnisse. Über
10.000 Menschen protestierten zudem in
Rostock und Leipzig gegen Aufmärsche von
Rechtsradikalen.

Kapuzenglatzen
Nazi-Motiv n Die Modemarke »Thor
Steinar« aus Brandenburg vertreibt in ihrer
aktuellen Kollektion eine Kapuzenjacke mit
einem Motiv, auf dem ein Adler mit seinen
Klauen einen »christlichen Fisch« greift.
Dieses Bild hat sich die neonazistische Ver-
einigung »Die Artgemeinschaft – Germani-
sche Glaubens-Gemeinschaft wesensgemä-
ßer Lebensgestaltung e.V.« im Januar 2003
durch ihren Vorsitzenden, den Neonazi-Ka-
der Jürgen Rieger, beim Deutschen Patent-
und Markenamt sichern lassen. Die Mode-
marke »Thor Steinar« habe sich somit eines
nachweislich neonazistisch geprägten Moti-
vs bedient, darauf weist die Zeitschrift »An-
tifaschistisches Info-Blatt« hin.
Infos: www2.nadir.org/nadir/periodika/aib/archiv/pms/
12032006.php

Ausbildung modern
Nur Leerstellen n Die Bun-
desregierung will auf sinken-
de Lehrstellenzahlen mit ei-
ner Modernisierung der Aus-
bildung reagieren. Bundesbil-
dungsministerin AAnnnneettttee
SScchhaavvaann (CDU): »Es muss für

die Betriebe leichter werden auszubilden.«
In diesem Jahr werden rund 593.000 neue
Ausbildungsverträge gebraucht. Schavan
kündigte an, den 2007 auslaufenden Ausbil-
dungspakt mit der Wirtschaft verlängern zu
wollen. Die rechnerische Lücke zwischen Be-
werberInnen und betrieblichen Ausbildungs-
plätzen betrug laut DGB-Jugend im März
2006 256.842 und ist somit um ca. 32.000
Stellen größer als noch vor einem Jahr. 

Feste Größe: Umlage 
IG BAU-Jugend n Die Baubranche hat zum
Ende des Jahres 2005 nur geringfügig weni-
ger Lehrlinge im Bauhauptgewerbe regis-
triert als ein Jahr davor. 37.700 Auszubildende
entsprechen einer Ausbildungsquote von
rund 5%, und das, obwohl die Anzahl der Be-
schäftigten im Baugewerbe in den letzten
zehn Jahren kontinuierlich gesunken ist. Auf
dem Bau hat sich das umlagefinanzierte Aus-
bildungssystem bewährt. Die Ausbildungsbe-
triebe werden spürbar entlastet und haben
eine vergleichsweise hohe Ausbildungsquo-
te. Seit 1976 gibt es im Bauhauptgewerbe ei-
nen solidarisch getragenen Fonds, in den alle
Unternehmen einzahlen. 

Kosten berechnen
Online-Studium n Mit einem Online-Rech-
ner können Studierende ermitteln, welche
Kosten bei der Rückzahlung eines Studien-
kredits auf sie zukommen. So können sie
den monatlichen Kreditbetrag, den Zeit-
raum der Auszahlung sowie den Zinssatz
eintragen. Damit lassen sich die Angebote
verschiedener Banken vergleichen. Auch die
Zeit des Studiums, die Höhe der Raten und
der Ratenverlauf werden berücksichtigt.
Der Kostenrechner: www.fmh.de/studenten

Prof berechnen
Online bewerten n Studierende können
jetzt ihre Professoren im Internet benoten.
Die Hochschullehrer können anhand ihrer
Lehrveranstaltungen mit den Noten von
eins bis fünf bewertet werden. Ab einer
Mindestanzahl an Bewertungen können die
Professoren in Rankings wieder gefunden
werden. 
www.meinprof.de

WM-Pause
ver.di droht n Die Gewerkschaft ver.di
droht im Tarifkonflikt im Öffentlichen
Dienst mit einer Blockade des Kaiserslaute-
rer Stadions während der Fußball-Weltmeis-
terschaft! Die Proteste der Arbeitnehmer
richten sich u.a. gegen eine geplante Verlän-
gerung der Arbeitszeiten.

DBJR warnt
Mittel gegen Rechtsextreme n »Die frem-
denfeindlichen und rassistischen Anschläge
der letzten Wochen haben gezeigt, dass der
Kampf gegen den Rechtsextremismus mit al-
len Mitteln weiter geführt werden muss«,
meint DDeettlleeff RRaaaabbee, Vorsitzender des Deut-
schen Bundesjugendrings. In einer aktuellen
Erklärung kritisiert Raabe vor allem Überle-
gungen, die Mittel gegen Rechtsextremis-
mus im Bundeshaushalt 2007 zu kürzen.
www.dbjr.de/Materialien

Mehr Abitur
Schülerzahlen n Am Ende des Schuljahres
2004/05 haben rund 399.200 Schülerinnen
und Schüler in Deutschland die Hochschul-
oder Fachhochschulreife erworben. Das wa-
ren nach Mitteilung des Statistischen Bun-
desamtes 3,2% (+ 12.300) mehr als im Schul-
jahr 2003/04. Im Vergleich zum Schuljahr
1999/2000 ist damit die Zahl der Absolven-
ten mit Studienberechtigung um 14,8%
(+ 51.600) gestiegen. Dabei fiel die Zunah-
me mit 5,0% in den neuen Ländern deutlich
niedriger aus als im früheren Bundesgebiet
(+ 17,8%).

Angst und Wahn
Drogenbeauftragte mahnt n SSaabbiinnee BBäätt--
zziinngg, Drogenbeauftragte der Bundesregie-
rung, hat vor einer Verharmlosung des Kon-
sums von Cannabis gewarnt – Cannabis kön-
ne zu Angststörungen oder Wahnvorstellun-
gen führen und abhängig machen. In den
vergangenen zehn Jahren hat sich die Zahl
der Cannabis-Konsumenten in Deutschland
um mehr als 70% erhöht. Bei den 16- bis
19jährigen waren es im vergangenen Jahr ge-
schätzte 20%, die zu einem Joint gegriffen
hatten. Zwischen 12 und 25 Jahren waren es
13%. Regelmäßig kiffen 3% der 12- bis 25-
Jährigen. Der Anteil junger Erwachsener von
18 bis 29 Jahre, die zu Cannabis greifen, stieg
in der gleichen Zeit sogar um 170%. Und: Die
Zahl der ratsuchenden Konsumenten in Dro-
gen- und Jugendhilfeeinrichtungen nahm in
den vergangenen zehn Jahren um 750% zu!

Jung & arbeitslos
Einstellungsverfahren n Bei der Einstel-
lung jugendlicher Arbeitsloser müssen die
Lohnkostenzuschüsse zwingend vor Ver-
tragsabschluss beantragt werden. Nach-
trägliche Anträge können nicht bewilligt
werden, hat das Hessische Landessozialge-
richt entschieden. Bleibt zu fragen: Wer
stellt jugendliche Arbeitslose ein?
LAG Hessen AZ L 9 AL 108/03 

Weggespart
Behinderte n Immer mehr
Betriebe ziehen sich nach An-
gaben des Sozialverbandes
Deutschland aus der Ausbil-
dung von behinderten Men-
schen zurück. »Heute werden
gerade noch 0,4% der jungen

Menschen mit Behinderungen in Betrieben
ausgebildet«, so Verbandspräsident AAddoollff
BBaauueerr. Dies sei Folge der politisch gewollten
drastischen Einsparungen der Bundesagen-
tur für Arbeit. Im Gegenzug würden 99,6%
der Jugendlichen mit Behinderungen in Be-
rufsbildungswerken ausgebildet. Zuneh-
mend durchliefen sie eine Schnellausbildung
für bestimmte Arbeitsschritte und erhielten
somit auch keinen qualifizierten Abschluss.
Bauer: »Eine berufliche Perspektive bricht
für sie somit völlig weg« (siehe auch Seite 6).

Personalie
HRK n MMaarrggrreett WWiinntteerrmmaanntteell ist neue Präsi-
dentin der Hochschulenrektorenkonferenz
(HRK). Die 58-jährige Profes-
sorin für Psychologie ist die
erste Frau an der Spitze der
HRK. Wintermantel war bis-
lang Präsidentin der Univer-
sität des Saarlandes.
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Herr Bauer

Fr. Wintermantel

Frau Schavan



Wirtschaftsrecht, Rechts- und Politikwis-
senschaft, Sozialpolitik und Finanzwissen-
schaften, Organisation und Management,
Ethik und Verantwortung, Beteiligung und
Arbeitsbeziehungen, Interessenvertretung.
Einen wichtigen Stellenwert nehmen
Schlüsselkompetenzen ein: managen, lei-
ten und führen.

Das Studium dauert elf Monate, der Studi-
enbeginn ist jeweils im Oktober. Die Weiter-
bildung an der AdA ist ein Vollzeitstudium.
Es findet in der Regel an sechs Tagen in der
Woche statt. Anders als andere Universitä-
ten teilt die AdA das Studium in Trimester. 

Neben einer umfassenden und sehr in-
tensiven beruflichen Weiterqualifizierung
vermittelt die AdA die fachgebundene
Hochschulreife. Daneben soll das AdA-Stu-
dium auf einen speziellen Studiengang an
der Fachhochschule Frankfurt/M. (Bache-
lor-Abschluss) angerechnet werden.

Wichtig: Studierende, die mindestens
drei Jahre Mitglied in einer DGB-Gewerk-
schaft sind und vom DGB zugelassen wer-
den, können ein Stipendium erhalten. Das
Stipendium beinhaltet ein monatliches Un-
terhaltsgeld von rund 400 Euro, Bücher-

Studieren ohne Abitur: Die
gewerkschaftsnahe Akademie
der Arbeit in Frankfurt/M.
startet ins neue Studien-
programm.

ie Akademie der Arbeit (AdA) ist ei-
ne Einrichtung in der Johann Wolf-
gang Goethe-Universität in Frank-

furt/M. Sie arbeitet in Kooperation mit der
Frankfurter Fachhochschule.

Für das Studium an der AdA kann sich
jede/r, die oder der eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung hat bewerben. Ursprünglich
wurde sie eingerichtet, um insbesondere
GewerkschafterInnen ein wissenschaftlich
fundiertes Studium – auch ohne Abitur – zu
ermöglichen.

Das Studium an der AdA ist eine wert-
volle Grundlage für eine kompetente Inter-
essenvertretung von ArbeiternehmerInnen
in Betrieben und in der Gesellschaft und für
eine berufliche oder ehrenamtliche Tätig-
keit in Gewerkschaften, öffentlichen Insti-
tutionen, Verwaltungen, Non-Profit-Orga-
nisationen und Verbänden.

Thematische Schwerpunkte des Studi-
ums sind Wirtschaftswissenschaften und

In elf Monaten Profi
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geld, Fahrkostenerstattung für Heimfahr-
ten, einen Zuschuss für die Krankenversi-
cherung und für die Miete, wenn die bishe-
rige Wohnung mit hinreichender Begrün-
dung beibehalten wird. Bis zu 50 Studien-
plätze pro Jahr werden vergeben. ∏

Infos und Bewerbung: Akademie der Arbeit in der Univer-
sität Frankfurt/M., Mertonstr. 30, 60325 Frankfurt, Tel.:
069 / 77 20 21, E-Mail: AdA@em.uni-frankfurt.de,
http://web.uni-frankfurt.de/akademie_der_arbeit/

D

Gib dir eine Stimme!
Es ist wieder so weit! Seit dem 1. Mai 2006
können sich junge MusikerInnen aller Rich-
tungen wieder für den DGB-Jugend-Nach-
wuchsbandwettbewerb »Gib dir eine Stim-
me!« bewerben. Voraussetzung: eigene Texte
schreiben! Nach einer Vorauswahl der einge-
sandten Tonaufnahmen findet im Februar
2007 in Berlin das Finale statt. ∏

Die Bewerbung: Maximales Alter der Bewerber ist 27
Jahre (Durchschnittsalter der Band). Einreichen: Ton-
aufnahme mit maximal drei Titeln, Infotext über die
Band, Foto an den DGB-Bundesvorstand, Abt. Jugend,
Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin. Einsendeschluss:
1. Dezember 2006 

s i n g  m i t  d e r  d g b - j u g e n d

as Bundesinstitut für Berufsbil-
dung (BIBB) hat im Zusammen-
hang mit der Analyse von Ausbil-

dungs- und Berufsverläufen eine Studie zum
Verhältnis von Alkohol- und illegalem Dro-
genkonsum und Ausbildungsschwierigkei-
ten durchgeführt.

Ziel: die Relevanz des Themas Alkohol
und Drogenkonsum bei Auszubildenden und
jungen Berufstätigen in Unternehmen und
Betrieben sowie bei betrieblichen Experten
wie Betriebsinhabern, Vorgesetzten, Ausbil-
dern und Sozialberatern zu untersuchen.

Im Zentrum der insgesamt 79 Inter-
views stand die Frage, ob Alkoholkonsum
und der Konsum illegaler Drogen bei Aus-
zubildenden und jungen Berufstätigen ein
relevantes, ernstzunehmendes Thema in
den Betrieben ist, ob Alkohol- und illegaler
Drogenkonsum unter jungen Mitarbeitern
in den Betrieben in relevanter Menge vor-
kommt und ob es gegebenenfalls berechtigt
ist, dem Phänomen Alkohol- und illegaler

Drogenkonsum in der Ausbildung intensi-
ver nachzugehen. 

Die Antwort lautet uneingeschränkt: ja.
Alkohol- und illegaler Drogenkonsum kom-
men bei jungen Mitarbeitern in den Betrie-
ben in ernstzunehmender Häufigkeit und
Intensität vor!

Danach schätzt die Mehrzahl der Befrag-
ten (18 von 58 Nennungen), dass bei mehr als
zehn Prozent der jungen Mitarbeiter ein re-
gelmäßiger Alkoholkonsum vorliegt – wobei
die Schätzungen bis zu 70 Prozent gehen.
Ähnlich viele (15) Befragte schätzen immer-
hin noch bis zu zehn Prozent der jungen Mit-
arbeiter als regelmäßige Alkoholkonsumen-
ten ein; deutlich weniger (11) schätzen bis zu
fünf Prozent als solche ein. Nicht wenige (14)
Befragte sprechen von »Ausnahmen«.

Vom regelmäßigen Konsum illegaler Dro-
gen sind nach Einschätzung der größten Zahl
der Experten nur Ausnahmen betroffen.
Nicht ganz so viele sind der Ansicht, dass bis
zu fünf Prozent der jungen Mitarbeiter re-

»Großes Problem!«
Das BIBB hat Experten zum Drogenkonsum und Trinkverhalten von Azubis befragt.

gelmäßig illegale Drogen konsumieren; zehn
Experten schätzten den Anteil auf bis zu zehn
Prozent ein und weniger als die Hälfte der Ex-
perten schätzten ihn noch höher ein, wobei
in Ausnahmefällen Angaben bis zu 50 Pro-
zent gemacht werden. Bemerkenswert: Ein
relativ großer Teil der Befragten weiß nicht,
ob von den Jugendlichen regelmäßig illegale
Drogen konsumiert werden!

Interessant: Häufigkeit und Verbreitung
des Konsums von Alkohol und illegalen Dro-
gen wird von den Befragten aus dem Aus-
bildungsbereich tendenziell als geringer
eingeschätzt als von Befragten, die in der
Sozialberatung der Betriebe tätig sind – ob-
wohl auch Ausbilder ein drastisches Bild
der Situation zeichnen. Stellvertretend
dafür steht die Aussage eines Ausbildungs-
leiters: »Alkohol- und illegaler Drogenkon-
sum sind auch unter Auszubildenden ein
großes Problem. Wer das abstreitet, kennt
seine Auszubildenden nicht.« ∏
www.bibb.de/de/23581.htm

D



Und Jugendliche sind beson-
ders bedroht! OSHA ruft zum
Videowettbewerb »Starte
sicher« auf.

unge Leute bei der Arbeit bilden
den Schwerpunkt der diesjährigen
Kampagne, da sie ein 50 Prozent

höheres Risiko eines Arbeitsunfalls haben
als irgendeine andere Gruppe«, sagt Hans-
Horst Konkolewsky, der Direktor der Eu-
ropäischen Agentur für Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz (OS-
HA) am Arbeitsplatz.

Im Rahmen der
Kampagne »Starte si-
cher!« will die Agentur
Risikobewusstsein in
Unternehmen, Schulen
und Hochschulen in
ganz Europa fördern –
auch mit einem Video-
wettbewerb. 

Das tut not: Auch
Zahlen von Eurostat
zeigen, dass junge Ar-
beitnehmerInnen ei-
nem erheblich höheren Risiko für Arbeits-
unfälle ausgesetzt sind als andere Arbeit-
nehmer. Beispiel gefällig? Ein 16-jähriger Ar-
beiter brach sich das Bein in den ersten
zwei Stunden seines ersten Arbeitstags. Er
war vom Gangblech eines 18-Tonnen-Müll-
autos heruntergefallen, auf dem er auf der

Außenseite des Fahrzeugs mitfuhr. Eine 17-
Jährige verlor einen Teil ihres Fingers eine
Stunde nach Antritt ihres Ferienjobs in einer
Bäckerei. Ihre Finger wurden in einer Ma-
schine zerquetscht. Derartige Unfälle er-
eignen sich täglich und sind eine Bedro-
hung für die rund 58 Millionen junger Men-
schen in der EU.

In Deutschland betrifft nahezu jeder fünf-
te Arbeitsunfall (19,6 Prozent) die 15- bis 24-
Jährigen. Im Jahr 2004 wurden über 165.000

meldepflichtige Unfäl-
le in dieser Altersgrup-
pe registriert – statis-
tisch gesehen pro Se-
kunde fast zwei Unfälle
am Arbeitsplatz. Bran-
chen mit hohen Unfall-
raten von jungen Leu-
ten sind Handel und
Verwaltung (27 Pro-
zent aller Unfälle im
Jahr 2004), Metall (20
Prozent) und Bau (17
Prozent). 

Der Grund: Junge
Menschen sind nur wenig für die Unfallrisi-
ken am Arbeitsplatz sensibilisiert und ken-
nen oft die angemessenen Vorsichtsmaß-
nahmen nicht. Manchmal werden ihnen
auch Aufgaben aufgetragen, die ihre Fähig-
keiten übersteigen, oder sie werden un-
genügend geschult oder beaufsichtigt. 

Arbeit ist gefährlich
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Die Kampagne soll deshalb »das Risiko-
bewusstsein und die Gefahrenprävention
in Unternehmen, Schulen und Hochschulen
fördern«. Darin enthalten sind Informatio-
nen zu Fragen der Sicherheit und Gesund-
heit junger Menschen, zur Unfallverhütung
und die Einbeziehung von Sicherheit und
Gesundheitsschutz bei der Arbeit und in
der Ausbildung. ∏
Infos zur Kampagne gibt’s unter: http://osha.eu.int/
youngpeople

J

Europäischer Jung-
filmer des Jahres
Die Video-Beiträge müssen durch einen Ver-
antwortlichen einer Schule bzw. Hochschule
eingereicht werden. Beiträge einzelner Ju-
gendlicher werden nicht berücksichtigt. Der
Beitrag ist auf fünf Minuten begrenzt. Zuge-
lassen sind Jugendliche, die am 30. September
2006 noch keine 19 Jahre alt sind.

Sie sind aufgerufen, einen kurzen Doku-
mentarfilm, einen Spielfilm, einen Fernseh-
werbespot, eine Reportage, Musik oder Ani-
mation zu drehen – wodurch auch immer das
Thema Sicherheit und Gesundheitsschutz bei
der Arbeit am besten vermittelt wird –, um
den Arbeitsplatz, die Menschen bei der Arbeit
und einige der potenziellen Gefahren und Ri-
siken bei der Arbeit auf Film festzuhalten. ∏

Bewerbungsschluss: 30. September 2006. 
Teilnahmebedingungen: http://ew2006.osha.eu.int

o s h a- w e t t b e w e r b

ie Vorsitzenden der DGB-Bezirke
Hessen-Thüringen, Stefan Körzell,
DGB-West (Rheinland-Pfalz und

Saarland), Dietmar Muscheid, und Baden-
Württemberg, Rainer Bliesener, haben im
April 2006 anlässlich eines gemeinsamen
Gesprächs in Frankfurt/M. die Genehmi-
gungs- und Landesbehörden dazu aufgeru-
fen, entschiedener gegen rechtsextreme
und neofaschistische Aktivitäten und Ten-
denzen in Rheinland-Pfalz, Hessen und Ba-
den-Württemberg vorzugehen. Dem »Auf-
stand der Anständigen« müsse nun der
»Aufstand der Zuständigen« folgen. Politi-
sche Versäumnisse dürften nicht immer
wieder auf dem Rücken der Polizei ausge-
tragen werden. Die Politik sei gefordert,

dafür Sorge zu tragen, dass die geplanten
Aufmärsche, z.B. in Heppenheim und Wein-
heim, nicht stattfinden und ein Ausweichen
nach Rheinland-Pfalz verhindert werde.

Es könne nicht angehen, heißt es in ei-
ner gemeinsamen Erklärung, »dass Aufmär-
sche von NPD und anderen Rechtsextremi-
sten immer wieder genehmigt würden und
aktive Bürgerinnen und Bürger dann dafür
sorgen müssten, dass das Bild einer demo-
kratischen Bundesrepublik Deutschland
nach außen sichtbar bleibt«. 

So hat am 1. Mai in Heppenheim unter
dem Dach der Initiative »Gegen Rechtsex-
tremismus und Fremdenfeindlichkeit« im
Landkreis Bergstraße und in Weinheim ein
demokratisches Bündnis von Bürgerinnen

DGB: Terrornetzwerke ausheben
Neues überregionales gewerkschaftliches Anti-Nazi-Bündnis gegründet.

und Bürgern, Gewerkschaften, Parteien,
Kirchen, Schülerinnen und Schülern gegen
den Aufmarsch von Neonazis demonstriert.

Der Raum Kurpfalz, die Bergstraße, das
südliche Rheinland-Pfalz (Ludwigshafen, Pir-
masens) und Teile des Westerwaldes (Mari-
enfels) haben sich laut DGB mittlerweile zu
Nazi-Nestern entwickelt. Kameradschaften,
rechtsextreme und neofaschistische Parteien
seien in dem Dreieck Baden-Württemberg,
Rheinland-Pfalz und Südhessen eng vernetzt.
Neonazi-Aufmärsche, rechtsextreme Kon-
zerte, die Verwüstung jüdischer Friedhöfe
und die Zunahme von antisemitischen
Schmierereien machten deutlich, dass es in
der Region aktive rechte Strukturen gebe. ∏
Infos: www.dgb-bw.de/jugend/

D
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Nach massiven Protesten hat
die französische Regierung
ihren Ersteinstellungsvertrag
CPE zurückgezogen. Ein Fazit
von Bernhard Schmid.

o etwas würde man einen »Marke-
ting-Super-GAU« nennen – han-
delte es sich um ein neues Produkt,

das auf den Märkten lancieren werden soll:
Kaum hatte zu Anfang dieses Jahres das
neue Kürzel CPE von sich reden gemacht, al-
so die offizielle Abkürzung für den so ge-
nannten »Ersteinstellungsvertrag« oder
Contrat première embauche, da machten
auch schon die fantasievollsten Deutungen
– unter Benutzung der drei Anfangsbuch-
staben – die Runde. 

Vom »Contrat pour esclavage« (Vertrag
für Sklaverei) sprachen die einen, »Cocktail
pour émeutes« (Mischung für Krawalle) ant-
worteten die anderen. Eine Studentin hatte
anlässlich einer Demonstration in Paris das
schlichte Motto auf ihren Rücken geschrie-
ben: »Cadeau pour exploiteur« (Geschenk
für Ausbeuter).

Ähnlich wie in Deutschland, wo der Koali-
tionsvertrag vom Oktober 2005 vorsieht,
Betrieben die Möglichkeit der Einführung
einer 24-monatigen Pro-
bezeit – ohne Kündi-
gungsschutz während
dieser Periode – ein-
zuräumen, wollte auch
die konservative französische Regierung am
Kündigungsschutz herumschrauben. Doch
sah der dortige Premierminister Domini-
que de Villepin von Anfang an harsche Pro-
teste gegen ein solches Vorhaben voraus
und setzte auf »Salamitaktik«: Erst ließ er im
August 2005 per Notverordnung der Regie-
rung den so genannten Neueinstellungs-
vertrag oder CNE (Contrat de nouvelle em-
bauche) durchsetzen. Die Möglichkeit, ei-
nen solchen Vertrag abzuschließen, der den
Kündigungsschutz während der ersten bei-
den Jahren nach dem Eintritt ins Arbeits-
verhältnis aufhebt, ist vom Alter der Be-
schäftigten unabhängig. Doch ist dieses In-
strument für die Arbeiter und Angestellten
in kleineren Betrieben bis zu 20 Mitarbeite-
rInnen reserviert. 

Ein Artikel in der liberalen Pariser
Abendzeitung »Le Monde« vom 31. März
2006 führt eine Reihe von Zeugenberichten
auf, die belegen, in welchem Ausmaß Will-
kür und Erpressbarkeit der Beschäftigten
durch das Fehlen des Schutzes gegen Kün-

digungen nach Gusto des Arbeitgebers er-
möglicht werden. 

Ein paar Auszüge aus Berichten von
frisch Gekündigten: »Ich arbeitete ein paar
Monate als Fernfahrer, und mein Arbeitge-
ber hatte kein Geld mehr, um meinen Lohn
zu bezahlen.« – »Wir arbeiteten 220 Stun-
den im Monat statt vertraglich vereinbarter
130 und wurden dann noch als Faulenzer be-
schimpft« – »Mein Vorgesetzter be-
schimpfte mich als ›dreckigen Araber‹, aber
der Geschäftsbesitzer zog es vor, lieber
mich hinauszuwerfen, da ihn meine Entlas-
sung billiger kam.« 

Als nächste Stufe wollte das Kabinett de
Villepin dann einen ähnlichen Vertrag für
die unter 26-Jährigen einführen, den CPE,
der in den letzten Wochen so umstritten
war. Eine scheinbare Rechtfertigung lieferte
die hohe Jugendarbeitslosigkeit: Sie beträgt
nach gängigen statistischen Angaben 23
Prozent, allerdings erfasst die Statistik nicht
all jene 18- bis 24-Jährigen, die noch in der
Schule oder einem Studium stecken.
Berücksichtigt man ihre Zahl, dann liegt die
Arbeitslosigkeit in dieser Altersgruppe bei
acht Prozent – und damit nahe am Durch-
schnitt. 

Hoch ist die Erwerbslosigkeit also vor al-
lem bei jenen Jugendli-
chen, die aus eher »bil-
dungsfernen« Familien
kommen oder sich kein
Studium leisten können.

Dabei spielt freilich die Diskriminierung ge-
gen Jugendliche aus Familien mit Migrations-
hintergrund und/oder
mit Wohnort in den Ban-
lieues, den Trabanten-
städten der französi-
schen Ballungszentren,
eine besondere Rolle. Laut Angaben, die die
Wirtschaftstageszeitung »La Tribune« am
8. März dieses Jahres veröffentlichte, erhält
bei gleichem Qualifikationsniveau und glei-
cher Anzahl von Bewerbungsschreiben ein
französischstämmiger Bewerber 75 Ant-
worten von Firmen und Unternehmen – ein
Bewerber maghrebinischer Abstammung
dagegen nur 14. 

Nachdem ein Teil dieser besonders aus-
gegrenzten und, an den Peripherien der
französischen Ballungszentren, auch räum-
lich an den Rand gedrängten Jugend im Ok-
tober und November vorigen Jahres ge-
waltsam revoltierte, war die konservative
Regierung gezwungen, Antworten zu prä-
sentieren. 

A
u

sr
is

s:
 C

h
ar

li
e

 H
e

b
d

o

S

CPE: Vom »Contrat pour
esclavage« (Vertrag für

Sklaverei) sprachen die einen…

Massen-hafter Erfolg

Im Januar 2006 legte Arbeits- und Sozial-
minister Jean-Louis Borloo dann ein Geset-
zespaket vor, das unter dem Namen »Ge-
setz für Chancengleichheit« präsentiert
wurde und die hinter den Unruhen stehen-
den sozialen Probleme lösen sollte. Dazu
gehörte die Einführung des CPE oder »Erst-
einstellungsvertrags«. 

Wahrscheinlich hat die Regierung de
Villepin einen taktischen Fehler begangen,
als sie auf die Idee kam, ihr Vorhaben zum
Kündigungsschutz sei leichter durchsetz-
bar, wenn man sich – nach den kaum ge-
werkschaftlich organisierten Beschäftigten
in Kleinbetrieben – die junge Generation
gesondert herausgreife. Insbesondere die
Jugend hat sich aber als fähig zu Wider-

spruch und sozialem Wi-
derstand erwiesen und
fühlte sich besonders
dadurch herausgefor-
dert, dass man sie in

spezifischer, diskriminierender Weise zu
attackieren schien. Dominique de Villepin
wurde somit zu einem Rückzieher gezwun-
gen. Es handelt sich um die erste gravieren-
de politische Niederlage der konservativen
Regierung in ihrer Amtszeit (seit 2002). 

Andere soziale Einschnitte und Ver-
schärfungen, wie etwa die Verschlechte-
rung der Renten vor drei Jahren, konnte sie
zuvor trotz massiver Proteste »durchzie-
hen«; das auch damals millionenfach auf
den Straßen gerufene
»Non!« konnte sie damals
noch aussitzen. Dieses Mal
war es anders. ∏

Bernhard Schmid ist Journalist und
lebt in Paris.

Wie im alten Rom: Villepin singt, Arbeitsgesetz brennt

…»Cocktail pour émeutes«
(Mischung für Krawalle)

antworteten die anderen.



Für viele Beschäftigte ist das
Jahr 2006 ein Jahr der Wahlen
– neben JAV und Betriebsrat
betrifft das ein wichtiges Gre-
mium: die Schwerbehinderten-
vertretung.

nd das Wahljahr hat schon ange-
fangen: So wurden turnusgemäß
vom 1. März bis 31. Mai 2006 die

neuen Betriebsräte gewählt. Die Jugend-
und Auszubildendenvertretungen (JAVen)
werden in diesem Jahr in der Zeit vom 1. Ok-
tober bis 30. November 2006 gewählt. 

Damit aber nicht genug: Im gleichen
Zeitraum finden die regelmäßigen Wahlen
zur Schwerbehindertenvertretung sowohl
in der Privatwirtschaft als auch im öffentli-
chen Dienst statt.

Bei der Schwerbehindertenvertretung
handelt es sich um eine eigenständige In-
teressenvertretung, die nicht unter die Be-
stimmungen des Betriebsverfassungsge-
setzes (BetrVG) fällt – ihre Rechtsgrundlage
bildet vielmehr das
Soz ia lgesetzbuch
(SGB) IX. Die Schwer-
behindertenvertre-
tung ist berechtigt
und verpflichtet, die Interessen aller im Be-
trieb/Dienststelle befindlichen schwerbe-
hinderten Menschen – also nicht nur der Ar-
beitnehmer – zu vertreten. Sie hat ihnen zu
helfen und sie – soweit möglich – zu bera-
ten. Genau wie der Betriebs-/Personalrat
hat sie die Eingliederung schwerbehinder-
ter Menschen in den Betrieb zu fördern.

Die Schwerbehindertenvertretung ist
verpflichtet, Anregungen und Beschwerden
von schwerbehinderten Menschen entge-
genzunehmen und darüber mit dem Arbeit-
geber zu verhandeln. Ebenfalls ist sie ver-
pflichtet, Maßnahmen, die den schwerbe-
hinderten Menschen dienen (insbesondere
der Prävention), beim Arbeitgeber und den
außerbetrieblichen Stellen, wie z. B. dem In-
tegrationsamt, zu beantragen. Darüber hin-
aus überwacht sie die Durchführung aller
geltenden Gesetze und Vereinbarungen zu-
gunsten schwerbehinderter Menschen.

Von daher steht der Schwerbehinder-
tenvertretung ein Teilnahmerecht an sämt-
lichen Betriebs-/Personalratssitzungen und
Ausschüssen zu. Genau wie die JAV kann die
Schwerbehindertenvertretung die Ausset-
zung von Betriebs-/Personalratsbeschlüs-
sen verlangen. 

Anders aber als der JAV steht der Schwer-

behindertenvertretung in der Betriebs-/Per-
sonalratssitzung kein Stimmrecht zu – weil
sie genau wie der Betriebs-/Personalrat nach
Willen des Gesetzgebers in der Lage ist,
selbstständig gegenüber der Arbeitgebersei-
te ihre Interessen zu vertreten
und auch durchzusetzen. 

In der Praxis ist eine gute
Zusammenarbeit zwischen bei-
den Gremien nur zu empfeh-
len, da die Arbeitgeberseite be-
züglich der Schwerbehinder-
tenvertretung erhöhte Unter-
richtungs- und Anhörungs-
pflichten hat – so ist die Schwerbehinder-
tenvertretung zur Teilnahme an Vorstel-
lungsgesprächen berechtigt.

Voraussetzungen der Wahl
Gemäß § 94 Abs. 1 SGB IX ist eine so ge-
nannte Vertrauensperson und wenigstens
ein stellvertretendes Mitglied in den Be-
trieben/Dienststellen zu wählen, in denen
wenigstens fünf schwerbehinderte Men-
schen nicht nur vorübergehend beschäftigt

sind.
Der Begriff Be-

trieb/Dienststel le
entspricht den Vorga-
ben des Betriebsver-

fassungs-/Bundespersonalvertretungsgeset-
zes, wobei hier auch die durch Tarifvertrags-
parteien/Betriebspartner gem. § 3 Abs. 5 Be-
trVG gebildeten Orga-
nisationseinheiten bei
der Wahl der Schwer-
behindertenvertretung
zu beachten sind.

Die Voraussetzung der »nicht nur vor-
übergehenden Beschäftigung« bedeutet,
dass ein Zeitraum von mindestens sechs
Monaten Beschäftigung vorliegen muss. 

Ebenfalls wichtig: Bei der Ermittlung der
Anzahl der Beschäftigten zählt zwar der Ar-
beitgeber/Dienststellenleiter nicht mit,
aber auf jeden Fall die vom Betriebsrat nicht
vertretenen so genannten leitenden Ange-
stellten.

Wer darf wählen?
Jeder dem Betrieb/der Dienststelle am
Wahltag angehörende schwerbehinderte
Mensch ist wahlberechtigt – also z. B. auch
Jugendliche. Auch die so genannten Gleich-
gestellten dürfen mitwählen.

Für das aktive Wahlrecht ist nicht ent-
scheidend, ob ein Arbeitsverhältnis vorliegt,
sondern ob der Betreffende im Betrieb/in
der Dienststelle beschäftigt ist. 

Wichtig: Nach der Rechtsprechung des
Bundesarbeitsgerichts steht auch Schwer-
behinderten, die an Maßnahmen zur Reha-
bilitation in einem privatwirtschaftlichen
Berufsbildungswerk teilnehmen, das Wahl-

recht zu, so dass die leider von
der Betriebsrats-/JAV-Wahl aus-
geschlossenen Rehabilitanden
zumindest eine offizielle Inter-
essenvertretung haben.

Wer darf sich wählen lassen?
Das passive Wahlrecht stellt
nicht auf anerkannte Schwer-

behinderung bzw. Gleichstellung ab. Viel-
mehr können alle Beschäftigten zur Ver-
trauensperson bzw. zum stellvertretenden
Mitglied gewählt werden, die am Wahltag
volljährig sind und sechs Monate dem Be-
trieb/der Dienststelle angehören. Allerdings
dürfen die Kandidaten auch nicht nur vorü-
bergehend beschäftigt sein (s.o.). 

Hinweis: Im Geltungsbereich des
BetrVG besteht die Unvereinbarkeit des Be-
triebsrats und JAV-Amtes. Eine solche Be-
stimmung existiert im SGB IX nicht, so dass
der Schwerbehindertenvertreter selbstver-
ständlich auch dem Betriebs-/Personalrat
oder der JAV angehören kann.

Die Durchführung der Wahl entspricht
in vielen Punkten der des Betriebsrats. Ein
wesentlicher Unterschied ist, dass die
Schwerbehindertenvertretung und stellver-

tretende Mitglieder in
zwei getrennten
Wahlgängen gewählt
werden. 

Die amtierenden
Schwerbehindertenvertretungen sind, um
eine Kontinuität ihrer Arbeit zu sichern, ge-
halten, sich rechtzeitig um die Durch-
führung der Wahl zu kümmern. Sollten we-
niger als 50 Wahlberechtigte beschäftigt
sein, wird die Wahl im so genannten verein-
fachten Verfahren durchgeführt, wobei spä-
testens drei Wochen vor Ablauf der Amts-
zeit zur Wahlversammlung eingeladen wer-
den muss. Sind mehr als 50 Wahlberechtig-
te beschäftigt, so muss die Schwerbehin-
dertenvertretung spätestens acht Wochen
vor Amtszeitablauf den Wahlvorstand be-
stellen. 

Betriebsrat und JAV sollten sich bereits
im Vorfeld informieren, ob hier alles seinen
regulären Gang geht – so ist gewährleistet,
dass auch künftig neben den Betriebs-/Per-
sonalrat eine zweite starke Säule der Inter-
essenvertretung im Betrieb oder in der
Dienststelle vorhanden ist! ∏

Das dritte Gremium
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jav-ratgeber    

U
Der JAV-Ratgeber. 
Mit Wolf-Dieter Rudolph

Die Schwerbehindertenvertretung 
ist berechtigt, die Interessen aller 

im Betrieb befindlichen…

…schwerbehinderten Menschen 
– also nicht nur der Arbeitnehmer 

– zu vertreten.
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Jung, arbeitslos, hoffnungslos:
Die langjährigen Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer der Sächsi-
schen Längschnittstudie.

ie waren 16 Jahre alt, als die Wende
kam, sind heute 33 und stehen dem
politischen System der Bundesre-

publik überwiegend skeptisch gegenüber:
die jungen Frauen und Männer des Jahr-
gangs 1972/73, die sich Jahr für Jahr an der
»Sächsischen Längsschnittstudie« beteili-
gen. Das bundesweit einmalige soziologi-
sche Projekt wurde bereits 1987 in der DDR
begonnen und bis heute fortgesetzt. Jetzt
ist die 19. Erhebung abgeschlossen.

Und sieht nicht gut aus, wie der leiten-
de Leipziger Sozialforscher Peter Förster
meint: »Fast anderthalb Jahrzehnte haben
nicht ausgereicht, um einen großen Teil der
Befragten politisch für das neue Gesell-
schaftssystem einzunehmen.« 

Die Teilnehmer der Langzeit-Studie, die
sich in den ersten Jahren (vor der Wende)

noch vorsichtig distanziert zur Politik der
SED geäußert hatten, sind nun mehrheitlich
enttäuscht über das neue System. Wichtig-
ste Ursache dafür ist die »Grunderfahrung
Arbeitslosigkeit«. Mehr als 60 Prozent der
419 im Jahr 2003 Befragten waren bis zu
ihrem 30. Lebensjahr mindestens einmal ar-
beitslos, die Hälfte mehrmals.

Die wichtigsten Trends:
∂ Die Vereinigungsfolgen für Ostdeutsch-
land werden noch immer überwiegend am-
bivalent bewertet. Der vermutete Zeitpunkt
für die Herstellung der wirtschaftlichen und
der inneren Einheit wird mehr und mehr zu
einer Utopie.
∂ Die Bereitschaft der Panelmitglieder zur
gesellschaftlichen Partizipation ist von Jahr
zu Jahr geringer geworden und geht jetzt
gegen Null. 
∂ Das Vertrauen zu den demokratischen
Parteien ist nur sehr gering entwickelt. Die
verbreitete Unzufriedenheit mit dem politi-
schen System, mit der gesellschaftlichen

Düstere Aussichten
Entwicklung insgesamt geht in beträchtli-
chem Maße auf die sehr schwache Vertrau-
ensbasis faktisch aller demokratischen Par-
teien zurück – Trendwende nicht in Sicht. 
∂ Die Zukunftszuversicht der Befragten,
ihre gesamte Lebensgrundstimmung wird
durch eine Vielzahl von Alltagsängsten
beeinträchtigt, die aus den veränderten
gesellschaftlichen Verhältnissen erwach-
sen. Vor allem die psychisch stark bela-
stenden existenziellen Ängste vor einer
weiteren Verteuerung des Lebens, vor ei-
gener Arbeitslosigkeit und Eintreten einer
persönlichen Notlage, vor den Auswirkun-
gen von Hartz IV sowie vor weiteren Re-
formen der Regierung haben erheblichen
Anteil an der bestehenden Unzufrieden-
heit mit dem gegenwärtigen System. Als
Alarmsignal ist zu werten, dass rund zwei
Drittel der jungen Erwachsenen sich be-
reits im Alter von 32 Jahren von Armut im
Alter bedroht fühlen! ∏
Ergebnisse: www.linksnet.de/

Die Studie im Download: www.rosalux.de

S

ir bleiben am Ball: einstellen, aus-
bilden und übernehmen!« lautete
das Motto der 12. Bundesjugend-

konferenz der Gewerkschaft der Polizei
(GdP), die vom 8. bis 10. Mai 2006 in Pots-
dam stattfand. 111 Delegierte aus 16 GdP-
Landesbezirken sowie den Bezirken Bun-
despolizei und Bundeskriminalamt disku-
tierten die soziale und berufliche Situation
junger Polizeibeschäftigter. Dabei galt die
Hauptaufmerksamkeit der jungen Gewerk-
schafter der Situation der Auszubildenden
bei der Polizei. 

In zahlreichen Anträgen thematisierten
die Delegierten darüber hinaus eine wirksa-
mere Kriminalitäts- und Terrorismus-
bekämpfung und die verbesserte Integrati-
on von Zuwanderern. Aber auch polizei-
und beamtenrechtliche Forderungen stan-
den auf der Tagesordnung: mehr Ausbil-
dungsplätze in der Polizei, Übernahme aller
Auszubildenden in den Polizeidienst und
Festschreibung der Übernahmegarantie in
den entsprechenden Tarifverträgen und Be-
amtengesetzen, die Fortführung der zwei-
geteilten Laufbahn, eine interne bedarfsori-
entierte Ausbildung zum gehobenen Poli-

zeivollzugsdienst mit dem Status Beamter
auf Widerruf. Und: eine angemessene Be-
soldung.

Die »Junge Gruppe in der GdP« vertritt
rund 34.000 in der Gewerkschaft der Polizei

Junge Gruppe in Potsdam
Im Zentrum der 12. GdP-Bundesjugendkonferenz: Die Ausbildungs- und Übernahmesituation.

organisierte Polizeibeschäftigte im Alter bis
30 Jahre. Auf ihrer 12. Bundesjugendkonfe-
renz wählten die »U 31-Delegierten« zudem
einen neuen Bundesjugendvorstand mit
Sascha Göritz als Vorsitzendem. ∏

W

»Respect our Future«
Am 17. und 18. April 2006 fand – zum zweiten
Mal in Duisburg – die Jugendmesse »Respect
our Future« im Landschaftspark Duisburg-Nord
statt. Auf dieser nicht-kommerziellen Veran-
staltung der Aktion Mensch erhielten junge
Leute die Möglichkeiten, sich in verschiedenen
Bereichen wie Musik, Politik, Tanz, Style, Um-
welt und Beruf zu informieren. 

Als einer der Kooperationspartner dieser
Aktion, war auch die DGB-Jugend mit der Ju-
gendbildungsreferentin Çigdem Gülen vor Ort
vertreten. 

Die DGB-Jugend bot zwei Workshops an:
»Der erste Eindruck beim Chef oder der Che-
fin! Sprache, Gestik und Mimik gekonnt ein-
setzen«. In diesem recht gut besuchten Semi-
nar trainierten die Jugendlichen anhand von
Rollenspielen das richtige Auftreten bei Be-

werbungsgesprächen. Wer wollte, konnte so-
gar das Gespräch auf Kamera aufzeichnen las-
sen, um sich selbst später beurteilen und Ver-
besserungsvorschläge leichter nachvollziehen
zu können. Der Workshop wurde von den Teil-
nehmerInnen sehr positiv aufgenommen, so
dass die Zeit sehr sinnvoll genutzt und den Ju-
gendlichen eine Menge an zahlreichen Infor-
mationen mit nach Hause gegeben werden
konnte. 

Im zweiten – ebenfalls gut besuchten –
Workshop mit dem Thema »Auch du hast
Recht(e)! Mitmischen in der Arbeitswelt« wur-
de alles rund um das Thema Ausbildung be-
sprochen. Die Jugendlichen erfuhren, wie Stun-
denlöhne zustande kommen und wer sich für
sie in ihrer Ausbildung einsetzt. 

Fazit: Die DGB-Jugend konnte sich auf der
Messe positiv präsentieren! ∏

DGB-Jugend Niederrhein

v o n  d r au ß e n



Die Jugend als Ausstellungsobjekt: Medialisie-
rung, Individualisierung und Kommerzialisierung

bringen eine stetig wachsende Vielfalt jugendlicher
Szenen hervor. Die meisten davon gibt es derzeit in der
Frankfurter Kunsthalle Schirn zu besichtigen.
»Die Jugend von heute«. Ausstellung, bis 25. Juni 2006. Di, Fr, So 10–
19, Mi, Do 10–22 Uhr. Schirn Kunsthalle Frankfurt, Römerberg,
60311 Frankfurt/M., Tel.: 069 / 29 98 82 0, www.schirn-kunsthalle.de

+

8   soli aktuell   05.06    

Das wichtige Buch: Seit 2002 gilt in
Deutschland das neue Prostitutionsge-

setz, das die rechtliche und soziale Situation
der freiwillig tätigen Prostituierten verbes-
sern soll. Wie sich das aus gewerkschaftlicher
Sicht darstellt, wird in dem Sammelband
»Prostitution und Frauenhandel« differenziert und partei-
lich diskutiert.
Emilija Mitrovic (Hg.): Prostitution und Frauenhandel. Die Rechte von
Sexarbeiterinnen stärken! Ausbeutung und Gewalt in Europa bekämpfen!
VSA-Verlag, Hamburg 2006, 160 S., 12,80 Euro

+

Die Ruhrfestspiele feiern ihren 60.
Geburtstag! Stücke von Shakespeare,

Beckett und Tabori stehen auf dem Pro-
gramm. Und: Schauspieler Kevin Spacey ist
als Richard II. zu sehen!
Vom 1. Mai bis 11. Juni 2006. 
Alle Infos: www.ruhrfestspiele.de 

+

tipps + termine    
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Was jetzt noch fehlt, bist du:
Vom 2. bis 5. Juni 2006 findet das

Bundesjugendtreffen der IG BAU in
Rosdorf-Dahlenrode statt. Drei Tage
diskutieren, feiern, flachsen und flir-
ten. Motto: Solidarität sprengt alle
Grenzen. Daher sind auch Gäste von
anderen Gewerkschaften willkommen.
www.igbau.de

+

»Die ersten Schritte, das erste Mal auf dem
Fahrrad, im Auto, der erste Mausklick – das
erste Mal ist viel schwieriger, wenn wir kei-
ne Unterstützung haben. Das erste Mal auf
dem Arbeitsmarkt mit Unterstützung dei-
ner Gewerkschaft macht vieles einfacher«:
Warum und wozu es in Europa Gewerk-

schaften gibt, erklärt die
Startseite des Jugend-
portals des Europäi-
schen Gewerkschafts-
bundes EGB – lange
mussten wir ohne sie
auskommen. Nun bietet
sie einen zweisprachi-
gen (englisch/ franzö-

sisch) Service für junge Gewerkschafter.
Und, besonders wichtig: Viel Platz für
Good-Practise-Projekte. Also: Alles einstel-
len und verlinken, was besonders gut läuft.
http://youth.etuc.org

w e b t i p p  d e s  m o n at s

Diskutieren, Argumentieren, Gespräche führen
In diesem Seminar wird ausführlich behandelt, wie
Gespräche erfolgreich geführt und Argumente ef-
fektiv präsentiert werden – kurz: wie man sich nicht
aus dem Konzept bringen lässt. Wesentliche Ele-
mente wie Argumentationstechniken, Interaktion
und aktives Zuhören werden mit Videoauswertung
praxisnah erprobt. 
23. bis 26. Juni 2006. DGB-Jugendbildungszentrum Hattingen,
Buchungscode TAK 606268506

Aktions- und Kampagnenplanung
Kampagnen sind eine zeitgemäße Antwort auf Ver-
änderungen in Unternehmen und Gesellschaft. Da-
bei wird es verstärkt auf die örtliche und betriebli-
che Ebene ankommen. In diesem Seminar werden
entsprechende Kompetenzen vermittelt. Schwer-
punkt: Mitgliederwerbung.
26. bis 30. Juni 2006. DGB-Jugendbildungszentrum Hattingen,
Buchungscode POL 606278547
Anmeldungen: www.dgb-jugendbildung.de

h at t i n g e n  –  s e m i n a r e


